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Alles klar, Herr Kommissar?
Ö sterreichs EU-Kommissar, Johannes Hahn, hat also eine neue

Aufgabe: Er ist künftig für die Nachbarschaftspolitik zuständig.
Das soll aber unter der Bevölkerung noch zu Missverständnissen
führen, wie nächtliche Telefonanrufe zeigen.
Hahn: Hallo, hier Hahn!
Anrufer: Ja, kommen Sie bitte rasch in den Karl-Marx-Hof. Mein
Nachbar hört wieder die ganze Nacht durch laute Musik!
Hahn: Aber es ist drei Uhr früh, und ich bin in Brüssel . . . warum
sollte ich jetzt zu Ihnen in einen Wiener Gemeindebau kommen?
Anrufer: Na, Sie sind doch der neue Nachbarschafts-Kommissar!
Hahn: Sie haben da was falsch verstanden, ich bin für Europa zu-
ständig. Europa!
Anrufer: Ja, meine Nachbarn sind eh von irgendwo in Europa. Also
sind Sie dafür nun zuständig oder nicht?
Hahn: Ich bin für Länder zuständig, die noch nicht zur EU gehören.
Anrufer: Also für türkische Nachbarn oder wie? Na, da könnte ich Ih-
nen auch einiges erzählen . . .
Hahn: Sie verstehen mich einfach nicht! Ich bin der Kommissar für
Erweiterung!
Anrufer: Also erweitern brauchen wir den Gemeindebau nicht, dann
kriegen wir ja Baulärm auch noch! (aich)
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Wohin Parteiinzucht
führt, hat man gesehen
„Frauenallianz für ein neues Wahl-
recht“, 8. 9.
Frau Schittenhelm repräsentiert
althergebrachte Gewohnheiten
etablierter Parteien mit ihrer For-
derung nach reiner Quotenrege-
lung für Frauen. Keine Silbe, dass
nach Fachkompetenz und Eignung
eine Position besetzt werden soll,
ohne Unterschied des Geschlechts.

Aus meiner Zeit im Gemeinde-
rat weiß ich, dass fachliche Kompe-
tenz bei Vergabe politischer Ämter
einen Stellenwert um null hat.
Wichtig ist parteiintern die Einhal-
tung des Proporzes der Bünde, Be-
rücksichtigung von Kammern und
Gewerkschaft. Wohin Parteiinzucht
führt, hat man an der Regierungs-

spitze gesehen, warum Parteisolda-
ten in Spitzenpositionen befördert
werden, wird beispielsweise durch
die letzten Verteidigungsminister
vor Augen geführt.

Die Besinnung auf verantwor-
tungsvollen Umgang mit den durch
Wahlen anvertrauten Positionen ist
überfällig. Die Wähler würden es
danken.
DI Herbert Ortner, 2500 Baden

Ein gemeinsames Ziel:
Erholung in der Natur
„Mountainbiker fordern Wegefrei-
heit“, von Andreas Wetz, 9. 9.
Als jemand, der den Sport Moun-
tainbiken auch wettkampfmäßig
betreibt, kann ich diesem Artikel
nur zustimmen. Fakt ist, dass das
Gesetz schon 40 Jahre alt ist, also
aus einer Zeit stammt, in der das
Mountainbike noch nicht einmal
erfunden war. Schon allein aus
diesem Grund ist eine Änderung
dringend notwendig.

Auch die von Ihnen aufgezähl-
ten Argumente für eine Wegefrei-
heit kann ich nur unterstützen. Es

ist schon klar, dass es auch
schwarze Schafe unter den Moun-
tainbikern gibt. Doch die gibt es bei
Läufern, Wanderern, Autofahrern,
Bauern – eigentlich in jeder
Gruppe. Nur diese sollte man nicht
dazu heranziehen, ein veraltetes
Gesetz nicht umzuändern, dann
hätten wir nämlich nur Verbote.

Durch ein neues Gesetz kann
sicher auch die Toleranz zwischen
Wanderern und Mountainbikern
erhöht werden. Denn im Endeffekt
sind beide Gruppen ja wegen des
gleichen Ziels in der Natur unter-
wegs, nämlich um sich zu erholen!
Christoph Hochmüller, 8044 Graz

BP Fischer nimmt beide
Seiten in die Pflicht
„. . . Bei Israel ist Bundespräsident
Fischer befangen“, „Quergeschrie-
ben“ von Martin Engelberg, 2. 9.
Die Lektüre des Kommentars von
Martin Engelberg hinterlässt eine
schiefe Optik, die ich zurecht-
rücken möchte. Bundespräsident
Fischer nützte das Europäische
Forum Alpbach, um seine Sicht
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Das große Restlessen beim Bundesheer
Gastkommentar. Desinteresse am Zustand der Armee ist eine Konstante in der österreichischen Geschichte.
Doch geht es diesmal um mehr als Polemik und alte Klagelieder. Das Gewaltmonopol des Staates steht auf der Kippe.

VON KARIN KNEISSL

V on allen SOS-Funksprüchen
zur tristen Lage des österrei-
chischen Bundesheeres, die

Kommandanten vermehrt in Inter-
views absetzen, ist wohl jener über
den Treibstoffmangel einer der bri-
santesten. Ein Heer, das nicht mehr
mobil ist, wird zum Paradoxon.

Daher rufen Juristen wie auch
ein Vertreter der Volksanwaltschaft
dazu auf zu prüfen, ob eine Verlet-
zung der Bundesverfassung vor-
liegt. Denn eine solche Aushöh-
lung der Schutzfunktion des Hee-
res, wie durch Wegfall eines gan-
zen Jahresbudgets, bewegt sich an
der Grenze zum Verfassungsbruch.

Dass Bürgermeister Pioniere in
eigens angemieteten Bussen für
einen Katastropheneinsatz abho-
len müssen, weil die Armee über
keine Transportfahrzeuge mehr
verfügt, spricht Bände. Gummistie-
fel und Einsatzgeräte stellen teils
Gemeinden zur Verfügung, um
Engpässen bei banaler Ausrüstung
zuvorzukommen. Was man in den
vergangenen Jahren da und dort
als Lamento zu hören bekam, wird
nun als ernste Warnung von Offi-
zieren laut kundgetan.

Illusion vom ewigen Frieden
Benzinmangel nannten Soldaten
der ungarischen Armee einst als
einen der Gründe dafür, dass die
östliche Seite des Eisernen Vor-
hangs nicht mehr patrouilliert wer-
den konnte. So bröckelte das Sys-
tem, was im Fall des Ostblocks zu
einem erfreulichen Ende führte,
ohne dass ein Schuss fiel.

Infolge des totalen Beschaf-
fungsstopps und eines völlig über-
alterten Fuhrparks wäre wohl ein
Assistenzeinsatz wie 1991 an den
Grenzen Österreichs – Kern aller
Landesverteidigung – heute gar
nicht mehr möglich. Die Politik ver-
teilt indes Placebos und behauptet,
dass im Ernstfall sehr wohl Kapazi-
täten zur Verfügung stünden – ob
dies nun ein Hochwasser oder ein
Konflikt sei. Bloß müssen Fahrzeu-
ge gekauft und gewartet werden,
und die „Pickerl“-Überprüfung von
Hubschraubern kostet einige Mil-
lionen Euro. Ebenso müssen Solda-
ten an Übungen und Fortbildungen
teilnehmen, damit sie im Fall der
Fälle gerüstet sind.

Viel zu lange und den Balkan-
kriegen der 1990er-Jahre zum Trotz
gab man sich der Illusion hin, dass
uns eine friedvolle Zukunft von

Wohlstand und Völkerfreundschaft
in einem vereinigten Europa er-
wartet. Doch die Wirklichkeit ist
eine andere.

Der Nahe Osten ist uns in Eu-
ropa nun einmal verdammt nahe.
Hinzu tritt der Konflikt in der
Ukraine, der zu Flüchtlingsströmen
nicht nur Richtung Russland, son-
dern auch westwärts führen kann.

Wer, wenn nicht das Heer,
kann dann Containerstädte und
Latrinen binnen einiger Tage und
Nächte bauen? Auch ein massives
Blackout im ohnehin überlasteten
Stromnetz würde letztlich ein funk-
tionierendes Heer erforderlich ma-
chen, um Plünderungen und Ge-
walt zu unterbinden.

Warten auf ein Mirakel
Falls die Katalanen ihr Referendum
über eine Abspaltung von Spanien
am 9. November abhalten, drohten
bereits vor Monaten konservative
Politiker in Madrid damit, die Armee
nach Barcelona zu entsenden. Neue
alte Staaten entstehen nicht bloß auf
dem Balkan. Bloß setzt sich mit die-
sen geopolitischen Herausforderun-
gen niemand in Brüssel auseinan-
der, lieber zählt man Erbsen.

Ob auf europäischer oder na-
tionaler Ebene, es fehlt der Blick für

düstere Szenarien, mit der sich
aber verantwortliche Politiker aus-
einandersetzen müssen. Der frü-
here deutsche Außenminister
Hans-Dietrich Genscher erklärt
den Unterschied zwischen einem
Politiker und einem Staatsmann
damit, dass ein Staatsmann Ent-
scheidungen trifft, für die er ris-
kiert, nicht mehr wiedergewählt zu
werden. An solchen politischen
Persönlichkeiten mit Rückgrat
herrscht heute massiver Mangel.

In Österreich warteten die Ent-
scheidungsträger stets auf Mirakel.
So verharrte ein Kaiser Leopold I.
angesichts der Kriege mit dem Os-
manischen Reich im Gebet. Als ein

gewisser Prinz Eugen im Sommer
1683 bei ihm vorsprach, um sich
als Freiwilliger zu melden, ahnte
der Kaiser nichts von seinem Ret-
ter. Eugen erhielt bald ein Regi-
ment, bloß fehlte es an allem.

Wien vergisst Soldaten gern
Der Prinz ohne Vermögen lieh sich
Geld bei reichen Verwandten in
Turin und stattete seine Soldaten
mit Schuhen, Uniformen und Mu-
nition aus. Er sorgte für Hafer und
Heu, den damaligen Treibstoff. Der
Kaiserhof ging indes lieber in die
Oper.

Man kann sich des Eindrucks
nicht erwehren, dass es in Wien of-
fenbar eine lange Tradition hat, auf
die Soldaten zu vergessen. Bloß
taucht heute kein Sponsor vom
Schlage eines Prinz Eugen auf, der
die Armee sowie die gesamte Ver-
waltung auf neue Grundlagen
stellt. Ihm wird auch das Zitat zu-
geschrieben: „Für den Krieg
braucht man drei Dinge: Geld,
Geld und nochmals Geld.“ 300 Jah-
re später geht es nicht um Erobe-
rungen, aber sehr wohl um die
Grundsicherung der Truppe, wäh-
rend ein bürokratischer Überbau
seinerseits viel Geld verschlingt.
Die Stimmung im Bundesheer ist

nicht nur wegen des Geldmangels
im Keller, sondern auch, weil Füh-
rungspersönlichkeiten fehlen. So
mancher aufrechte Kommandant
oder tüchtige Organisator in der
Verwaltung fiel der Parteipolitik
zum Opfer und ging ins innere Exil
in einer abgelegenen Amtsstube.

Welcher Verteidigungsminister
der vergangenen Jahrzehnte stand
denn voll und ganz hinter der
Truppe? So mancher Feuerwehr-
Kommandant sorgt für mehr Zu-
sammenhalt seiner Leute. Refor-
miert wird schon eine Weile so in-
tensiv, dass man mit einem Organi-
gramm wechselnde Zuständigkei-
ten erkunden muss.

Das Geld fließt in die Polizei
Aber an die heiklen Fragen, wie
Mobilität im öffentlichen Dienst,
Ende des Beamtenrechts oder Be-
schaffungswesen traut sich keiner.
Der Rechnungshof hat nützliche
Ratschläge erteilt. Dass der Ankauf
der Eurofighter mit den Korrup-
tionsvorwürfen zum neuen Deba-
kel wird, fällt der Budgetabteilung
fast als höhere Gewalt auf den
Kopf. Doch auch hier hätten Trans-
parenz und weniger Profilierungs-
sucht einiger Personen geholfen,
die Betriebskosten für die Zukunft
zu errechnen.

Das Gewaltmonopol des Staa-
tes – sprich die Durchsetzung von
Recht und Ordnung durch staatlich
kontrollierte Organe wie Heer und
Polizei – ist neben der Gewalten-
trennung ein Grundpfeiler des
Rechtsstaats. Während Budgets für
Polizeikräfte vielerorts anwachsen,
werden die Militärs ausgedünnt.
Doch riskiert man mit einer Über-
tragung von Aufgaben und Mate-
rial des Heeres an die Polizei Ent-
wicklungen, wie sie in den USA –
siehe die Unruhen von Ferguson –
oder in vielen autokratischen Staa-
ten bereits Realität sind.

Kompetenzen sind klar zu re-
geln. Jeder soll das leisten, wozu
Ausbildung und Gesetze ihn befä-
higen. Dass die Armee mit einer
Art Restlessen abgespeist wird, ist
der falsche Weg. Und Benzin-
knappheit kann fatal enden. Davon
wusste so mancher General – ob
Rommel 1942 in Nordafrika oder
Dayan in Israel 1973 – ein Lied zu
singen. Vielleicht schreitet ja der
Bundespräsident als Oberbefehls-
haber in Sachen Benzinmangel ein.
Die Details kennt er ja . . .
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